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Der Schul-Lockdown mit gleichzeitigem Fernunterricht und Vor-Ort-Betrieb führt vielerorts zu Überforderung. Die unabhängige 
Lehrergewerkschaft bringt eine Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft ein, weil sie die Schulen gefährdet sieht.

J
e mehr Kinder in der Schule sind, 
desto besser, findet die Direktorin 
einer Wiener Volksschule. Wie 
sollte sonst eine Lehrerin oder ein 
Lehrer einen Teil der Kinder via 

Distance-Learning und den anderen Teil 
vor Ort betreuen, fragte sie sich. 

Daher schrieb sie einen Elternbrief. 
Eine verlässliche und sichere Lernbetreu-
ung funktioniere nur, „wenn möglichst 
alle Kinder in die Schule kommen“, steht 
darin. Das verwunderte, prompt machte 
sich Empörung in sozialen Medien breit. 
Vorwürfe gegen die Direktorin wurden 
laut, die Schule würde damit suggerieren, 
dass eine Familie im Nachteil sei, wenn 
ein Kind zu Hause bleibe, hieß es. 

Auf Nachfrage relativiert die Schullei-
terin. Der Brief soll keineswegs als Auffor-
derung oder gar als Anweisung verstan-
den werden, sagt sie zum STANDARD, 
doch es diene der Sicherheit, wenn nicht 
zu viele zu Hause bleiben würden. Nur 
dann könnte man die Kinder im eigenen 
Klassenverband betreuen – anders müss-
te man die Anwesenden bunt zusammen-
würfeln, was das Infektionsrisiko erst 
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recht erhöhen würde. Der Brief wirkte: 
Während im Schnitt am Dienstag etwa 85 
Prozent der österreichischen Schülerin-
nen und Schüler zu Hause blieben, waren 
es in dieser Volksschule nur 20 Prozent. 

Es sind Notrufe wie dieser, die die un-
abhängige Lehrergewerkschaft zu einem 
drastischen Schritt veranlassen. Die Ös-
terreichische Lehrer*innen Initiative – 
Unabhängige Gewerkschafter*innen für 
mehr Demokratie (ÖLI-UG) bringt noch 
diese Woche eine Sachverhaltsdarstellung 
bei der Staatsanwaltschaft Wien ein. „Wir 
wehren uns gegen gefährliche Versäum-
nisse der Regierung bei der Pandemie-
Vorbereitung“, erklärt ÖLI-UG-Bundes -
koordinator Josef Gary Fuchsbauer im 
STANDARD-Interview: „Man weiß, dass 
Kinder unter zehn auch ansteckend sind. 
Aber im Bildungsbereich ist viel zu spät 
gehandelt worden, und im Vergleich zu 
anderen Bereichen ist budgetär nichts 
passiert. Man hätte schon lang – auch fi-
nanziell – etwas tun können und müssen, 
um die Schulen sicherer zu machen.“  

In der Sachverhaltsdarstellung äußern 
die unabhängigen Lehrervertreter den 

„Verdacht, dass geeignete Gesundheits-
schutzmaßnahmen wider besseres Wis-
sens nicht ergriffen werden und es so zur 
vorsätzlichen Gefährdung von Menschen 
durch übertragbare Krankheiten nach 
§ 178 Strafgesetzbuch kommt bzw. dass 
Amtsmissbrauch vorliegen könnte, wenn 
wissentlich die wissenschaftliche Fakten-
lage ignoriert wird, dass auch Schulkinder 
von Covid-19-Infektionen betroffen sind 
und das Virus verteilen“, sagt Fuchsbauer. 
Und: „Die Lehrkräfte sind überfordert von 
gleichzeitigem Präsenz- und Fernunter-
richt.“ 

Nicht zu viel Onlineunterricht 
Derweil hat das Bildungsministerium 

den Schulen empfohlen, dass digitale 
Live formate wie Videokonferenzen an 
den AHS-Unterstufen, Mittelschulen und 
Polytechnischen Schulen „mit Augen-
maß“ eingesetzt werden sollen. Die Schü-
lerinnen und Schüler sollten „nicht durch-
gehend viele Stunden am Stück in Online-
sessions verbringen“. Dazwischen brau-
che es auch Phasen, in denen sie selbst-
ständig an ihren Aufgaben arbeiten.  

Für Volksschulen, wo Videokonferen-
zen seltener sind und wesentlich häufiger 
Betreuung vor Ort in Anspruch genom-
men wird, schlägt das Ministerium meh-
rere Organisationsvarianten vor. So kön-
nen etwa alle Klassenlehrer einer Schul-
stufe die Arbeitsaufträge für die Kinder 
pro Woche gemeinsam vorbereiten und 
sich dann bei der Betreuung bzw. beim 
Distance-Learning abwechseln. 

Die Schulen entscheiden autonom über 
den Personaleinsatz, aber für die Be -
treuung in der Schule sind primär jene 
Lehrkräfte heranzuziehen, die ansons-
ten „unterbeschäftigt“ wären – weil etwa 
weil Freigegenstände oder unverbindliche 
Übungen entfallen, heißt es.  

Das digitale Ausstattungsproblem soll 
hingegen ab dem Schuljahr 2021/2022 er-
ledigt sein. Am Mittwoch passierte der Ge-
setzesentwurf den Ministerrat, mit dem 
alle Schüler der fünften Schulstufe (erste 
Klasse AHS/Mittelschule/Sonderschule) 
stark verbilligt oder gratis mobile Endge-
räte wie Notebooks oder Tablets erhalten. 
p Interview mit Josef Gary Fuchsbauer: 
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W
ir sind durch die Krise resilien-
ter geworden. Die Bevölkerung 
hat überraschend gut mitge-

arbeitet, bürokratische Prozesse wurden 
optimiert, die medizinische Versorgung 
bleibt aufrecht. Es scheint, als hätten alle 
aus den Fehlern und Versäumnissen im 
Frühjahr gelernt. Nach den erneuten 
Schulschließungen warnen Expertinnen 
und Experten der Österreichischen Liga 
für Kinder und Jugendgesundheit aber 
nun vor den langfristigen Folgen für die 
nächste Generation. Der jährliche Lage -
bericht wurde am Mittwoch präsentiert.  

„Der zweite Lockdown wird uns zwar 
nicht mehr aus dem Gleichgewicht brin-
gen. Die Ungleichheiten bei Kindern und 
Jugendlichen aber weiter verschärfen“, er-
klärt Hedwig Wölfl, Vizepräsidentin der 

Kinderliga und Geschäftsführerin der 
Kinderschutzorganisation Möwe. Bereits 
vor der Krise gab es massive Diskrepan-
zen bezüglich Gesundheitsrisiken und 
 Bildungschancen, also letztlich der Le-
bensqualität, sagt Christoph Hackspiel, 
Präsident der Kinderliga. Mangelnde Bil-
dungschancen, die mit dem sozioökono-
mischen Status der Eltern korrelieren, 
sind in Österreich besonders gravierend. 
Gewalterfahrungen, psychische Leiden, 
geringe Bildungsmöglichkeiten und Ar-
mut bedeuten verminderte Teilhabechan-
cen und sind oft die Ursache für chroni-
sche körperliche und psychische Krank-
heiten, heißt es.  

Für Caroline Culen, Psychologin und 
Geschäftsführerin der Liga, deshalb auch 
höchste Zeit, Angebote für psychologi-
sche und psychotherapeutische Versor-
gung zu verstärken und für alle leistbar 

und wohnortnah verfügbar zu machen. 
Seitens der politisch Verantwortlichen 
gebe es dringenden Handlungsbedarf. 
„Wir müssen die Weichen in Österreich 
neu stellen“, betont sie nachdrücklich. 

Internationale Umfragen und Rück-
meldungen von Mitgliedsorganisationen 
untermauern die Forderungen. „Corona 
zeigt uns eine seit vielen Jahren triste 

 Situation für etwa 25 Prozent unserer Kin-
der, das sind jene, die in Armut oder Ar-
mutsgefährdung leben und dadurch ein-
geschränkte Entwicklungsmöglichkeiten 
haben“, so Hackspiel. Ihre Talente und 
Ressourcen werden zu wenig gefördert. 

Die Wirtschaft erhalte hingegen Mil-
liarden an Förderungen und Entschädi-
gungen. „Eine Milliarde mehr für spezifi-
sche Anliegen der Prävention für Kinder 
und Jugendliche wäre ein Klacks“, betont 
Hackspiel. Er plädiert für die Einführung 
eines Ministeriums für Kinder, die im-
merhin ein Viertel der Bevölkerung aus-
machen. Damit würde man „ein politi-
sches Zeichen setzen“ und „Minderjähri-
ge in den Fokus rücken“. Gerade in dieser 
belastenden Krise müsse bei politischen 
Entscheidungen und bei Investitionen zur 
Schadensbegrenzung das Interesse von 
Kindern im Zentrum stehen.

Experten warnen vor Langzeitfolgen für viele Kinder 
 

Die Pandemie führt zu einer Verschärfung der Ungleichheit, zeigt ein Lagebericht – Ruf nach eigenem Ministerium 

Psychologin Caroline Culen fordert 
mehr Angebote für Kinderschutz. 
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